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Talfahrt der Bauinvestitionen setzt sich in Ostdeutschland
mit hohem Tempo fort
Bauinvestitionen in den neuen Bundesländern pro Kopf der Bevölkerung
- in jeweiligen Preisen; Alte Bundesländer = 100 -




ainsgesamt 70 181 153 137 122
Wohnungsbau 46 143 121 107 92
Nichtwohnbau 97 238 205 186 170
Gewerblicher Bau
c 98 231 190 172 157
Öffentlicher Bau
c 95 253 239 218 201
darunter nach Bundesländern
Brandenburg 77 198 180 . .
Mecklenburg-Vorpommern 97 200 159 . .
Sachsen 68 187 146 . .
Sachsen-Anhalt 63 164 151 . .
Thüringen 68 146 130 . .
a Einschließlich Berlin-Ost. –
bSchätzung durch Fortschreibung der durchschnittlich jährlichen Bevölkerungszahl für die neuen und alten
Bundesländer. –
cSchätzung für neue Bauten pro Kopf der Bevölkerung.
Quellen: Statistisches Bundesamt (VGR Stand: August 2001), Arbeitskreis „VGR der Länder“ (Stand: März 2001); Berech-
nungen, Schätzungen des IWH.
Die Anpassung der Baunachfrage in Ostdeutschland an ein langfristig tragfähiges, niedrigeres Ni-
veau vollzieht sich nach neuesten Informationen über die regionalen Bauleistungsströme von Ost nach
West in größeren Schritten als bislang bekannt. Auf dem Höhepunkt des Baubooms Mitte der 90-ger
Jahre überstiegen die Bauinvestitionen in Relation zur Einwohnerzahl das westdeutsche Niveau um
etwa 80 %. Das war vor allem auf den sehr hohen Nachholbedarf an neuen baulichen Anlagen zu-
rückzuführen und wurde durch Förderprogramme unterstützt. Aufgrund der Nähe zur Hauptstadt pro-
fitierte davon in besonders starkem Maße das Land Brandenburg. Eine derart kräftige Investitionstä-
tigkeit erwies sich auf Dauer als überhöht. Laut jüngsten Angaben des Statistischen Bundesamtes
schrumpften die Bauinvestitionen in Ostdeutschland in dem Zeitraum von 1996 bis 2000 um etwa ein
Viertel, davon allein im Jahr 2000 um 10%. Auch verringerten sich seit 1996 die Pro-Kopf-
Bauinvestitionen in den neuen Ländern bei zudem rückläufiger Bevölkerungszahl kräftig. Im Jahr
2000 waren sie aber immer noch um 22% höher als in Westdeutschland, im Wohnungsbau sind sie al-
lerdings vor allem wegen des hohen Wohnraumangebots bereits unter das westdeutsche Pro-Kopf-
Niveau gefallen. In den übrigen Sektoren setzt sich der Trend zu Annäherung der Pro-Kopf-Größen in
hohem Tempo fort. In diesem Jahr werden die gewerblichen Bauinvestitionen voraussichtlich noch-
mals um 8½% zurückgehen, die öffentliche Baunachfrage dürfte um etwa 6½% abnehmen. Bei anhal-
tendem Abwärtstrend im Wohnungsbau (-15% gegenüber Vorjahr) ist insgesamt von einem Rückgang
der Baunachfrage von nochmals 11% in diesem Jahr auszugehen. Die Pro-Kopf-Bauinvestitionen im
Ganzen werden dann dem westdeutschen Niveau sehr nahe kommen. Das bedeutet aber nicht zwangs-
läufig, dass die Talfahrt im ostdeutschen Baugewerbe beendet ist. Von der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung in Ostdeutschland wird es letztlich abhängen, wie schnell der Überhang an Bauten ab-
sorbiert wird und die Baunachfrage wieder steigt.
Brigitte Loose (blo@iwh-halle.de)
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Die Benachteiligung von Kombihilfeempfängern
in der kommunalen Arbeitsmarktpolitik*
Die Funktion der sozialen Grundsicherung wird in
Deutschland durch die Sozialhilfe und die Ar-
beitslosenhilfe abgedeckt. Während jedoch die Fi-
nanzierung der Arbeitslosenhilfe durch den Bund
erfolgt, obliegt die Finanzierung der Sozialhilfe
den Kommunen. Dieser Dualismus führt mutmaß-
lich zur Benachteiligung sogenannter Kombihilfe-
empfänger im Hinblick auf deren Wiedereingliede-
rung in den Arbeitsmarkt durch Maßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik. Kombihilfeempfänger
sind Personen, deren staatlich garantiertes Min-
desteinkommen sowohl aus Sozialhilfe als auch
aus Arbeitslosenunterstützung besteht. Ihr Ein-
kommensanspruch ist zwar nicht höher als der von
reinen Sozialhilfeempfängern, doch die zwischen
Bund und Kommunen geteilte Zuständigkeit für
dessen Finanzierung erzeugt Anreize zur gegen-
seitigen Lastenverschiebung.
Im Vergleich mit reinen Sozialhilfeempfängern
sind Kombihilfeempfänger für die Kommunen ver-
gleichsweise billig. Vor die Wahl gestellt, ob kom-
munale Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik eher reinen Sozialhilfeempfängern oder eher
Kombihilfeempfängern zugute kommen sollten,
entscheiden sich Kommunen daher tendenziell für
die reinen Sozialhilfeempfänger. Auch wenn die
Maßnahmen im Hinblick auf die Integration am
Arbeitsmarkt nicht als übermäßig erfolgreich gel-
ten können, unterliegen Kombihilfeempfänger im
Rahmen der dadurch gegebenen Möglichkeiten ei-
ner erkennbaren Benachteiligung.
Seit kurzem fördert die Bundesregierung die
Kooperation zwischen Arbeits- und Sozialämtern
auf lokaler Ebene. Durch ein solches Programm
werden die fiskalischen Anreize zur Lastenver-
schiebung jedoch keinesfalls aufgehoben. Eine
eher ursachenorientierte Politik sollte stattdessen
an einer Zusammenfassung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe ansetzen. Faktisch dürfte dies aller-
dings einer aus transfersystematischen Gründen
ohnehin längst fälligen Abschaffung der Arbeitslo-
senhilfe gleich kommen.
∗ Dieser Beitrag basiert auf einem im Februar 2001 abge-
schlossenen Gutachten zu den Anreizwirkungen der Sozial-
hilfe, das im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen
erstellt wurde. Das vollständige Gutachten erscheint im
Nomos-Verlag, Baden-Baden.
Kombihilfeempfänger – die Stiefkinder der
Beschäftigungsförderung?
Sozialhilfeempfänger sind keine homogene
Gruppe. Sie unterscheiden sich hinsichtlich ihrer
Qualifikationsmerkmale, ihrer biografischen Ver-
läufe, der Einmündungen in die Sozialhilfe und
dadurch auch hinsichtlich der Zusammensetzung
der Transferzahlungen, die sie erhalten. Sofern So-
zialhilfeberechtigte gleichzeitig noch Ansprüche
auf Transferleistungen nach SGB III (Arbeitslo-
sengeld bzw. Arbeitslosenhilfe) besitzen, werden
diese vorrangig gewährt. Die nachrangig gewährte
Sozialhilfe verringert sich auf den Differenzbetrag
zwischen staatlich garantiertem Mindesteinkom-
men und dem Anspruch auf Arbeitslosenunterstüt-
zung. Die davon betroffenen Personen werden im
Folgenden als Kombihilfeempfänger bezeichnet.1
Aus der spezifischen Alimentierung der Kom-
bihilfeempfänger ergeben sich Folgeprobleme, die
in erster Linie mit der geteilten Zuständigkeit für
die beiden Transferformen zusammenhängen.
Während die Arbeitslosenunterstützung vom Bund
getragen und von den Arbeitsämtern bewilligt
wird, liegt die Zuständigkeit für die Sozialhilfe
sowohl in finanzieller als auch in organisatorischer
Hinsicht bei den Kommunen. Das kann einer Ten-
denz zur Lastenverschiebung Vorschub leisten
(„Verschiebebahnhof“).2 Reibungsverluste durch
Doppelzuständigkeiten sind ebenfalls nicht auszu-
schließen. Nachteile dürften sich daraus für die
Kombihilfeempfänger insbesondere im Hinblick
auf die Einbeziehung in Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik ergeben.
Wie groß der Kreis der Betroffenen ist, lässt
sich nur grob beziffern. Nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes wurden zum Stichtag
31.12.1998 in Deutschland insgesamt etwa
198 000 Sozialhilfe-Bedarfsgemeinschaften ge-
zählt, in denen mindestens eine Person gleichzeitig
Arbeitslosenunterstützung bezog. Dies entspricht
einem Anteil von 11% an den grundsätzlich er-
1 Für diese Personengruppe existiert in den kommunalen
Verwaltungen keine einheitliche Bezeichnung. In manchen
Kommunen nennt man sie „Aufstocker“, da die Arbeitslo-
senhilfe durch Sozialhilfezahlungen aufgestockt wird. Mit
Kombilohnkonzepten haben Kombihilfeempfänger nichts zu
tun.
2 Vgl. FEIST, H.: Arbeit statt Sozialhilfe. Zur Reform der
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werbsfähigen Soziahilfeempfängern im Alter von
15 bis unter 65 Jahren. Der so berechnete Anteil
stellt jedoch aus zwei Gründen nur eine Unter-
grenze für den Anteil der Kombihilfeempfänger an
den arbeitsfähigen Sozialhilfeempfängern dar. Ers-
tens gibt es in unbekannter Zahl Bedarfsgemein-
schaften, in denen mehrere Personen Arbeitslosen-
unterstützung beziehen. Zweitens ist nur ein Teil
der Sozialhilfeempfänger im Alter von 15 bis unter
65 Jahren tatsächlich arbeitsfähig. Legt man als
Näherungsgröße für die Zahl der arbeitsfähigen
Sozialhilfeempfänger die Zahl der arbeitslos ge-
meldeten Sozialhilfeempfänger zugrunde (1998
waren dies etwa 709 000 Personen), so ergibt sich
ein Anteil der Bedarfsgemeinschaften an diesem
Personenkreis von 28%.3 Diese genannten Anteils-
werte geben somit eine grobe Bandbreite für den
Anteil der Kombihilfeempfänger an den von den
Kommunen als „arbeitsfähig“ eingestuften Hilfe-
empfängern wieder.
Kooperation zwischen Arbeits- und Sozialamt –
Ein erster Schritt in die richtige Richtung
Aus der Sicht der Kommunen als Träger der So-
zialhilfe sind die Kombihilfeempfänger eher die
„billigen“ Fälle im Vergleich zu denjenigen, die
keine Leistungen vom Arbeitsamt, sondern nur
vom Sozialamt beziehen. Reine Sozialhilfeemp-
fänger sind in dieser Betrachtungsweise eher die
„teuren“ Fälle. Daraus ergibt sich für Kommunen
ein starker Anreiz, reine Sozialhilfeempfänger bei
der Zuweisung in Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik gegenüber Kombihilfeempfän-
gern zu bevorzugen. In dem Gutachten des IWH
zu den Anreizwirkungen der Sozialhilfe wurden
nicht nur Sozialhilfeempfänger befragt, sondern
auch Interviews mit Experten aus der kommunalen
Beschäftigungsförderung geführt, beispielsweise
mit Vertretern der Sozialämter oder der Träger-
gesellschaften. Sie bestätigen, dass die geschilderte
Handlungsweise oft gängige Praxis ist. Sie verwei-
sen aber häufig noch auf einen anderen Aspekt zur
Begründung, warum Kombihilfeempfänger ten-
denziell nur in geringem Umfang von kommunalen
Bemühungen zur Reintegration in den Arbeits-
markt profitieren. Werden Kombihilfeempfänger
in Maßnahmen des Sozialamtes beschäftigt, die
mehr als 14,5 Wochenstunden betragen, kann das
Arbeitsamt den Anspruch auf Arbeitslosenunter-
stützung aufheben. Damit ginge die Alimentie-
rungspflicht voll auf die Kommune über. All diese
3 Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.
Fakten legen die Vermutung nahe, dass sich die
Sozialämter bei ihren Aktivitäten für diese Gruppe
zurückhalten und sich um die Reintegration in den
Arbeitsmarkt weniger intensiv bemühen, als bei
reinen Sozialhilfeempfängern.
Als Indiz für die Relevanz der Problematik
kann auch gelten, dass in einigen Kommunen be-
reits seit einigen Jahren Kooperationen zwischen
der Sozial- und der Arbeitsverwaltung bestehen,
um den geschilderten Problemen begegnen zu
können. Allerdings sind diese Projekte qualitativ
und quantitativ recht unterschiedlich ausgeprägt.
Sie reichen von Willensbekundungen für eine Zu-
sammenarbeit über gemeinsame Arbeitsmarktkon-
ferenzen, gemeinsam besetzte Vermittlungsstellen
für arbeitslose Sozialhilfeempfänger bis hin zur
Zusammenarbeit beider Ressorts auf der Budget-
und Planungsebene.
Seit Ende vergangenen Jahres fördert die Bun-
desregierung regionale Modellvorhaben, die eine
Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Ar-
beitsämtern und Sozialämtern zum Inhalt haben.
Unter dem Titel „MoZArT“ (Modellvorhaben zur
Verbesserung der Zusammenarbeit von Arbeits-
ämtern und Trägern der Sozialhilfe)4 werden seit-
her Kooperationsvereinbarungen zwischen ört-
lichen Arbeitsämtern und Sozialämtern mit der
Zielsetzung getroffen, Doppelarbeit zu vermeiden
und Synergieeffekte zu erzielen. Dazu sollen ge-
meinsame Anlaufstellen von Arbeitsämtern und
örtlichen Trägern der Sozialhilfe geschaffen wer-
den. Die Verwaltungsverfahren sollen vereinfacht
und für die Betroffenen durchschaubarer werden.
Ob dies zur Beseitigung der angesprochenen
Probleme ausreicht, wird sich erst in der Zukunft
zeigen. Zweifel daran sind jedoch angebracht.
Empirische Befunde zur Benachteiligung von
Kombihilfeempfängern bei arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahmen
Im Rahmen des bereits erwähnten Gutachtens des
IWH wurde im Sommer 2000 in zwölf ausgewähl-
ten deutschen Städten und Landkreisen eine Befra-
gung unter Personen durchgeführt, die im Jahr
1998 an einer kommunalen Maßnahme der Be-
schäftigungsförderung teilgenommen hatten.5 Das
Sample umfasst 131 Interviews. Als Vergleichs-
gruppe wurden 69 Personen befragt, die im glei-
4 Vgl. www.bma-mozart.de.
5 Es handelt sich um die Städte Bielefeld, Chemnitz, Dessau,
Dresden, Frankfurt/Oder, Hannover, Köln, Ludwigshafen
und Magdeburg sowie die Landkreise Emsland, Lippe und
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chen Zeitraum Sozialhilfeempfänger waren, jedoch
nicht an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme
ihrer Kommune teilgenommen hatten.
Um Aufschluss über die zugunsten von Kombi-
hilfeempfängern tatsächlich eingesetzten Maß-
nahmen zu gewinnen, werden im Folgenden die
Angaben aller Befragten betrachtet, die vor Beginn
der Maßnahme, an der sie teilgenommen haben,
nach eigenen Angaben Transfers vom Arbeitsamt
(Arbeitslosengeld oder -hilfe) bezogen haben. Dies
geschieht unabhängig davon, ob sie zu diesem
Zeitpunkt nach eigenen Angaben auch Sozialhil-
fetransfers bezogen haben. Es ist davon auszuge-
hen, dass diese Personen – sofern sie nicht an einer
Arbeitsförderungsmaßnahme der Kommune teil-
genommen hätten – zu Sozialhilfeempfängern ge-
worden wären. Bei dem entsprechenden Personen-
kreis handelt es sich um insgesamt 16 Personen, vier
Bezieher von Arbeitslosengeld und zwölf Arbeits-
losenhilfeempfänger. Dies entspricht einem Anteil
von 13% bezogen auf alle Maßnahmenteilnehmer,
die die entsprechende Frage beantwortet haben.
Geht man aufgrund der Vorüberlegungen davon
aus, dass der Anteil von Kombihilfeempfängern an
den arbeitsfähigen Sozialhilfeempfängern weitaus
höher liegen dürfte, sind sie in der IWH-Stich-
probe unterrepräsentiert. Dies allein kann bereits
als Indiz für die Benachteiligung der Kombihilfe-
empfänger gelten. Dies gilt umso mehr, als in vier
der ausgewählten Kommunen spezielle Program-
me für Kombihilfeempfänger praktiziert werden.
Auf die Maßnahmentypen verteilen sich die
Kombihilfeempfänger folgendermaßen: Elf von
ihnen haben an einer Beschäftigungsmaßnahme
teilgenommen, vier an einer Qualifizierungsmaß-
nahme und ein Kombihilfeempfänger war in der
Arbeitsvermittlung.
Die Wege in die Maßnahmen unterscheiden
sich zwischen Kombihilfeempfängern (16 Be-
fragte) und übrigen Maßnahmenteilnehmern (alle
Maßnahmentypen, 115 Befragte) nur gering: 75%
der Kombihilfeempfänger sind durch eine Auffor-
derung seitens des Arbeits- oder Sozialamtes in die
Maßnahme gekommen, bei den übrigen Teilneh-
mern sind es 70%. Bei einer Betrachtung der Auf-
teilung der Hilfeempfänger auf die verschiedenen
Maßnahmetypen werden ebenfalls kaum Differen-
zen zwischen den Leistungsempfängern des Ar-
beitsamtes und den übrigen Befragten deutlich.
Dagegen zeigen sich für die Befragten, die an Be-
schäftigungsmaßnahmen teilnahmen (11 Kombi-
hilfeempfänger und 76 weitere Hilfeempfänger),
interessante Unterschiede hinsichtlich der bekun-
deten Bewertung der Maßnahmen. Dabei ergibt
sich, dass 37% der Kombihilfeempfänger gegen-
über 28% der übrigen Befragten eher negative
Bewertungen abgaben. Auch bei den Fragen
„Hätten Sie die gleiche Stelle auch angenommen,
wenn Sie sie von sich aus auf dem freien Arbeits-
markt gefunden hätten?“ und „Hätten Sie die Be-
schäftigung gern weiter fortgesetzt?“ zeigt sich
eine deutlich negativere Einschätzung der Maß-
nahme durch die Kombihilfeempfänger im Ver-
gleich zu den übrigen Befragen. Dabei mag auch
der Umstand eine Rolle spielen, dass es für die
Kombihilfeempfänger im Kontext mit der jeweili-
gen Maßnahme vielfach keine Verbesserung des
Einkommens gab. Bei der Beantwortung der Frage
nach der Veränderung der Einkommensposition,
die mit dem Eintritt in die Maßnahme zu verzeich-
nen war, gaben 27% der Kombihilfeempfänger ge-
genüber 19% der übrigen Befragten an, dass es für
sie keine Verbesserung gegeben hätte. Auch dies
kann als Hinweis auf die Benachteiligung dieser
Personengruppe gewertet werden.
Wenn die bereits geäußerte Vermutung zutrifft,
dass sich die Kommunen bei der Förderung von
Kombihilfeempfängern weniger intensiv um eine
passgenaue Förderung bemühen, so müsste sich
dies auch in einem systematisch geringeren Erfolg
der Maßnahmen für die Kombihilfeempfänger nie-
derschlagen. Betrachtet man den heutigen Erwerbs-
status der befragten Maßnahmenteilnehmer, so ge-
ben 19% derjenigen, die 1998 Kombihilfeempfän-
ger waren, gegenüber 39% der übrigen Befragten
an, zum Zeitpunkt der Befragung über ein Erwerbs-
einkommen (ggf. ergänzt durch staatliche Trans-
fers) verfügt zu haben. 38% der ehemaligen Kom-
bihilfeempfänger gegenüber 27% der übrigen Maß-
nahmenteilnehmer bezogen zum Zeitpunkt der Be-
fragung immer noch oder wieder Sozialhilfe. Diese
Angaben deuten darauf hin, dass der Erfolg der
Maßnahmen im Sinne des Übergangs in den regu-
lären Arbeitsmarkt für die Kombihilfeempfänger ge-
ringer ausgefallen ist als für die übrigen Befragten.
Möglichkeiten einer ursachenorientierten Reform
Die bereits angesprochene Verbesserung der Zu-
sammenarbeit zwischen Sozial- und Arbeitsämtern
auf kommunaler Ebene stellt einen vergleichsweise
bescheidenen Ansatz dar, um der Benachteiligung
von Kombihilfeempfängern begegnen zu können.
Mit Fördermitteln für lokale Kooperationsprojekte
zwischen Arbeits- und Sozialämtern werden die
fiskalischen Anreize zur Lastenverschiebung kei-
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eher auf Symptombekämpfung als auf Ursachen-
bekämpfung ausgelegt.
Eine stärker ursachenorientierte Maßnahme be-
stünde in der in jüngster Zeit vielfach geforderten
vollständigen Integration der Arbeitslosenhilfe in
das System der Sozialhilfe.6 Die Zahl der Kombi-
hilfeempfänger würde damit deutlich reduziert
werden können (nur die bedürftigen Empfänger
von Arbeitslosengeld würden noch ergänzende So-
zialhilfe erhalten). Auf diese Weise könnten auch
andere Nachteile der heutigen Aufspaltung des
deutschen Fürsorgesystems in zwei Subsysteme
– Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe – beseitigt wer-
den.7 Die arbeitsmarktpolitische Zuständigkeit für
die Gruppen der am Arbeitsmarkt besonders Be-
nachteiligten und der Langzeitarbeitslosen würde
bei einer Stelle – den Kommunen – gebündelt
werden, was sich positiv auf die Effizienz und Ef-
fektivität der Arbeitsmarktpolitik auswirken dürfte.
Für die Zusammenfassung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe sprechen vor allem transfersyste-
matische Gründe. Da Arbeitslosenhilfe keine Ver-
sicherungsleistung darstellt, gleichwohl aber an den
Tatbestand eines vorhergehenden Versicherungs-
anspruchs geknüpft ist, führt die Zweigleisigkeit
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zu einer Un-
gleichbehandlung von Arbeitssuchenden, zumin-
dest dann, wenn der Arbeitslosenhilfeanspruch hö-
her ist als der Sozialhilfeanspruch. Ökonomisch
betrachtet hat die Sozialhilfe unabhängig von ihrer
Nachrangigkeit ebenso eine Lohnersatzfunktion
wie die Arbeitslosenhilfe. Es ist deshalb nicht ein-
zusehen, wieso Arbeitssuchende, deren Anspruch
auf Versicherungsleistungen erloschen ist, besser
alimentiert werden sollten als Arbeitssuchende, die
von vorneherein keinen Anspruch auf Versiche-
rungsleistungen besessen haben.
Weiterhin wäre es allein schon wegen der sonst
gefährdeten Finanzsituation von strukturschwachen
Kommunen, aber auch unter Anreizgesichtspunk-
ten8 angebracht, eine Beteiligung des Bundes an
6 Zu diesem Vorschlag vgl. etwa ROSENFELD, M. T. W.:
Social Security, Intergovernmental Fiscal Relations and
Efficiency: The case of the Two Systems of Public
Assistance for the Unemployed in Germany, from: Ethics
and Social Security, International Studies on Social
Security, Vol. 7. Aldershot, Burlington, Singapore, Sidney
2001, pp. 243-276. – BERTHOLD, N.; THODE, E.; VON
BERCHEM, S.: Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe: Zwei
sind eine zuviel, in: Wirtschafsdienst, 2000, S. 576-584.
7 Vgl. hierzu ROSENFELD, M. T. W., a. a. O.
8 Der Bund würde einen Anreiz erhalten, sich im Rahmen
der ihm zur Verfügung stehenden Maßnahmen verstärkt
den bei einer Reform erweiterten kommunalen So-
zialhilfelasten vorzusehen. Den finanziellen Impli-
kationen der Kommunalisierung der Arbeitslosig-
keit könnte damit wirksam begegnet werden.
Für die Beteiligung des Bundes spricht auch die
heute gegebene Regelung der Finanzierungszu-
ständigkeiten. Demgemäß käme es durch die vor-
geschlagene Integration der Arbeitslosenhilfe in
die Sozialhilfe zur Einsparung von Mitteln auf der
Bundesebene, die zumindest teilweise an die
Kommunen – deren Lasten ja steigen würden –
weitergegeben werden sollten. Auch gesamtfiska-
lisch wird es durch die vorgeschlagene Maßnahme
zu Einsparungen kommen, weil die Gewährung der
Arbeitslosenhilfe – im Durchschnitt betrachtet –
generöser ausfällt als die Sozialhilfe. Die Arbeits-
losenhilfe wird gemäß dem früheren Lohn eines
Arbeitslosen, die Sozialhilfe hingegen gemäß dem
Bedarf eines Hilfeempfängers vergeben. Aller-
dings ist zu berücksichtigen, dass die Sozialhilfe
gerade wegen der Orientierung am Bedarf mit
weitaus höheren Verwaltungskosten als die Ar-
beitslosenhilfe verbunden ist. Sinkenden Transfer-
ausgaben infolge der vorgeschlagenen Maßnahme
stehen somit steigende Verwaltungskosten gegen-
über. Ergänzende Reformen, etwa durch weitere
Pauschalierungen der einmaligen Hilfe zum Le-
bensunterhalt sowie ggf. auch der Hilfe in beson-
deren Lebenslagen, wären deshalb zu erwägen, um
den reformbedingten Anstieg der Verwaltungs-
kosten zu begrenzen.
Die Zusammenfassung von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe ändert allerdings nur partiell etwas
an der heute gängigen Praxis der Lastenverschie-
bungen zwischen den Kommunen und den Ar-
beitsämtern. Um hier Änderungen herbeizuführen,
gibt es verschiedene weiter gehende Vorschläge.9
So könnte eine Beteiligung der Kommunen an der
Finanzierung des Arbeitslosengeldes für ehemalige
Bezieher von Sozialhilfe vorgesehen werden, so-
fern der Bezug des Arbeitslosengeldes innerhalb
von ein bis zwei Jahren nach der Beendigung der
Sozialhilfebedürftigkeit eintritt. Dies würde die
Anreize der Kommunen zur Lastenverlagerung re-
duzieren.
Cornelia Lang (cln@iwh-halle.de)
Martin T. W. Rosenfeld (mrd@iwh-halle.de)
Hilmar Schneider (schneider@iza.org)
um die Reintegration von Sozialhilfeempfängern in den
Arbeitsmarkt zu kümmern.
9 Vgl. zusammenfassend ROSENFELD, M. T. W., a. a. O.Wirtschaft im Wandel 13/2001 315
Netzwerkaktivitäten und die Produktivitätslücke Ostdeutschlands:
Die Rolle von Agglomerationsvorteilen*
In der öffentlichen Diskussion wird in jüngerer
Zeit verstärkt auf die Bedeutung von Unterneh-
mensnetzwerken für die Leistungskraft der Wirt-
schaft in einer Region hingewiesen. Ein Indiz für
die Herausbildung derartiger Netzwerke ist der
Grad der räumlichen Ballung (Agglomeration) von
Unternehmen gleicher oder miteinander verfloch-
tener Branchen. Der diesbezüglich noch geringe
Spezialisierungsgrad ostdeutscher Regionen ist ein
Hinweis darauf, dass sich hier solche Netzwerk-
strukturen noch nicht in gleichem Maße wie in
Westdeutschland etabliert haben. Nur in einzelnen
Regionen zeigen sich bislang Anzeichen für der-
artige regionale Agglomerationen. Der „kritische“
Konzentrationsgrad, von dem an – wie Ergebnisse
für Westdeutschland zeigen – Netzwerke zu einer
hohen Produktivität beitragen, wurde jedoch noch
nicht erreicht. Dies spricht dafür, dass die Produk-
tivitätsunterschiede zwischen den neuen und den
alten Ländern auch auf unzureichende Netzwerk-
aktivitäten zurückzuführen sind.
Der Produktivitätsrückstand ostdeutscher Unter-
nehmen10 wird häufig auch darauf zurückgeführt,
dass deren Einbindung in Wertschöpfungsketten
oder Netzwerke noch unzureichend sei. Bislang
gibt es allerdings nur wenige Studien zu dieser
Thematik, die über den Charakter von Fallstudien
hinausgehen. Im Folgenden soll daher untersucht
werden, inwieweit auf aggregierter Ebene eine un-
zureichende Einbindung ostdeutscher Unterneh-
men in Netzwerke festgestellt und inwieweit dies
für den beträchtlichen Produktivitätsrückstand der
ostdeutschen Wirtschaft (mit)verantwortlich ge-
macht werden kann. Hierzu soll in diesem Artikel
zunächst auf einen spezifischen Aspekt der Netz-
werkbildung, die regionale Agglomeration von
Unternehmen der gleichen Branche bzw. vor- und
nachgelagerter Produktionsstufen, eingegangen
werden. In einem später erscheinenden Artikel
∗ Dieser Beitrag fußt auf Ergebnissen einer Studie, die im
Rahmen der Strukturberichterstattung für das BMWi er-
stellt wurde; vgl. RAGNITZ, J.; MÜLLER, G.; WÖLFL, A.
u. a.: Produktivitätsunterschiede und Konvergenz von Wirt-
schaftsräumen. IWH-Sonderheft 3/2001. Halle.
10 Im Aggregat liegt das Produktivitätsniveau in Ostdeutsch-
land bei nur 68,5% des westdeutschen Wertes. Allerdings
gibt es eine ganze Reihe von Unternehmen, die ein auch im
gesamtdeutschen Vergleich überdurchschnittliches Produk-
tivitätsniveau erzielen.
wird in Auswertung einer Umfrage dann auf die
Frage eingegangen, inwieweit ostdeutsche Unter-
nehmen sich selbst in Netzwerke hinreichend ein-
gebunden fühlen.
Zur Produktivitätswirkung von Netzwerken
Der Begriff des Netzwerkes wird in der wirt-
schaftswissenschaftlichen Literatur zwar nicht ein-
heitlich verwendet. Allen Definitionen und Sicht-
weisen gemeinsam ist jedoch die Vorstellung, dass
Unternehmen durch stabile horizontale und/oder
vertikale Verbindungen – oft, aber nicht notwendi-
gerweise in Form von festen vertraglichen Bin-
dungen – externe Größen- und Verbundvorteile re-
alisieren können, die durch isoliertes Handeln
nicht erreichbar wären.
Die besondere Wirkung derartiger Netzwerke
ergibt sich aus der Reduzierung von Produktions-
und Transaktionskosten. Externe steigende Ska-
lenerträge lassen sich dabei insbesondere in Form
von Spezialisierungsvorteilen erzielen: Die Ein-
bindung in ein Netzwerk ermöglicht den Kontakt
mit vor- und nachgelagerten Produktions- und
Dienstleistungsunternehmen, aber auch mit Unter-
nehmen der gleichen Branche. Damit können de-
ren Kompetenzen für eigene Aktivitäten genutzt
werden, sodass sich die beteiligten Unternehmen
auf ihre eigenen Kompetenzen spezialisieren kön-
nen. Kompetenzen, die von anderen Unternehmen
günstiger erworben werden können, brauchen nicht
aufgebaut bzw. vorgehalten zu werden.
Diese Vorteile kommen in besonderem Maße
zur Geltung, wenn die Vertragspartner in langfris-
tigem Kontakt zueinander stehen. Dann können
bestimmte Transaktionen zwischen den Vertrags-
partnern wiederholt getätigt werden, sodass sich die
Kosten, die beim erstmaligen Aushandeln von
Vertragsbedingungen entstehen (in erster Linie
Such- und Informationskosten), auf mehrere Ge-
schäftskontakte verteilen. Darüber hinaus ergeben
sich dadurch Lerneffekte bei der Durchführung be-
stimmter Tätigkeiten, was ebenfalls Kostenvorteile
ermöglicht.11
Zur Netzwerkproblematik in Ostdeutschland
Ob sich in Ostdeutschland funktionierende Netz-
werke bereits entwickelt haben, und ob unter-
11 Vgl. JOST, P.-J.: Organisation und Koordination – eine
ökonomische Einführung. Göttingen 2000.Wirtschaft im Wandel 13/2001 316
schiedliche Netzwerkaktivitäten die Produktivitäts-
lücke ostdeutscher Unternehmen erklären können,
kann a priori nicht eindeutig gesagt werden. Einer-
seits standen ostdeutsche Unternehmen in der Ver-
gangenheit hinsichtlich einer Einbindung in Netz-
werke großen Problemen gegenüber, denn mit dem
Wegbrechen der angestammten Märkte ist auch ein
Großteil der früheren Beziehungen zu vor- und
nachgelagerten Unternehmen weggefallen.12 Neue
Verbindungen mussten daher erst in einem zeit-
raubenden Prozess aufgebaut werden, was sich vor
allem für junge und deswegen für potentielle Part-
ner unbekannte Unternehmen schwierig gestaltete.
Diese an sich schon mühselige Aufgabe wurde zu-
sätzlich durch die nötige Anpassung an neue Kun-
denwünsche und Produktionstechnologien erschwert.
Als eine Triebkraft für die Herausbildung regio-
naler Netzwerkstrukturen wird zuweilen die An-
siedlung von Tochtergesellschaften westdeutscher
oder ausländischer Unternehmen angesehen. Fall-
studien, die diesbezüglich bei der Mikroelektroni-
schen Industrie in Dresden durchgeführt wurden,
zeigen jedoch, dass das Potential für regionale An-
bieter wohl noch nicht ausgenutzt wurde:13 Bislang
überwiegen für die westlichen Unternehmen noch
die günstigen Transaktionskosten zu ihren langjäh-
rigen Vertragspartnern im Westen, die durch die
Nutzung lokaler ostdeutscher Kompetenzen nicht
überwogen werden.
Zur empirischen Untersuchung von produk-
tivitätswirksamen Netzwerkstrukturen in den neuen
Ländern wird im Folgenden zunächst auf den regio-
nalen Aspekt von Netzwerken, d. h. dem Vorliegen
von Agglomerationsvorteilen näher eingegangen.
So wird als erstes Indiz für Netzwerkstrukturen
häufig die regional konzentrierte Ansiedlung von
Unternehmen der gleichen Branche sowie von für
die jeweilige Branche relevanten vor- und nach-
gelagerten Produktions- und Dienstleistungsunter-
nehmen angesehen. Dies liegt vor allem darin be-
gründet, dass die regionale Nähe die Einbindung in
Netzwerke und insbesondere den Informationsfluss
zwischen den einzelnen Unternehmen erleichtert.
Zur Theorie der Agglomerationsvorteile
Das Konzept der Agglomerationsvorteile geht ori-
ginär wohl auf Alfred Marshall zurück; Verbrei-
12 Vgl. hierzu auch EICHHORN, F.: Unternehmensnetzwerke
– Betriebliche Reorganisation und industrielle Beziehun-
gen, Lage 1998.
13 Vgl. DIW; IfW; IWH: Gesamtwirtschaftliche und unterneh-
merische Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland, 18. Be-
richt. IWH-Forschungsreihe 6/1998. Halle.
tung in neuerer Zeit erlangte es aber vor allem
durch KRUGMAN, der Marshalls Gedanken – wie
er es ausdrückt – in die „heutige Sprache“ über-
setzt hat.14 Nach diesen Überlegungen siedeln sich
Unternehmen der gleichen Branche in unmittelba-
rer Nähe zueinander an, um von einem reichlichen
Angebot an qualifizierten Arbeitskräften, von spe-
zifischen Zwischengütern und von technologischen
Spillovern profitieren zu können. KRUGMAN
weist jedoch darauf hin, dass die Agglomeration
von Unternehmen nur dann auftreten wird, wenn
diese dadurch steigende Skalenerträge realisieren
können. Solange der zu beliefernde Markt nicht
groß genug ist, um die Errichtung der Produktions-
stätte rentabel zu machen, wird es selbst bei güns-
tigen Produktionsbedingungen nicht zur räum-
lichen Konzentration von Unternehmen einer
Branche kommen.15
Der Vorteil aus der Agglomeration aufgrund
des ersten Faktors, des labour market pooling,e r -
gibt sich nach KRUGMAN sowohl für die Unter-
nehmen als auch für die Beschäftigten. Unterneh-
men können aus einer Vielzahl von Arbeitnehmern
diejenigen aussuchen, die genau den gewünschten
Anforderungen entsprechen. Zudem bietet ihnen
dies die Möglichkeit, Schwankungen in der Erlös-
situation zwischen guten und schlechten Zeiten
auszugleichen. Gleichzeitig kommt aber auch den
Arbeitnehmern die Agglomeration von Unterneh-
men der gleichen Branche entgegen, da dadurch
ihre Chancen steigen, einen ihren Qualifikationen
entsprechenden Arbeitsplatz zu finden.
Der zweite Faktor, der nach diesen Überlegun-
gen zur Agglomeration von Unternehmen führt, ist
die lokale Verfügbarkeit spezifischer Zwischen-
güter. Analog zum labour market pooling-Argu-
ment wirkt die Agglomeration auch hier in zweifa-
cher Richtung. Unternehmen siedeln sich in näch-
ster Nähe zu Vorleistern an, wenn dadurch Kosten
des Kaufs und der Belieferung von Zwischengü-
tern gesenkt werden können. Vorleister dagegen
versprechen sich von einer großen Zahl von Kun-
den in einem Agglomerationszentrum hohe und si-
chere Absatzmengen ihrer Produkte. Begünstigend
für die Agglomeration ist dabei, wenn die spezifi-
14 Vgl. MARSHALL, A.: The Principles of Economics, 8.
Auflage. Cambridge 1920. – KRUGMAN, P.: Geography
and Trade. Cambridge 1991.
15 Damit zusammenhängend nimmt mit steigender Dichte von
Unternehmen der gleichen Branche auch der Konkurrenz-
druck zu. Es besteht also ein zusätzlicher trade-off zwi-
schen sinkenden Kosten und sinkenden Erlösen, der die
Herausbildung von Agglomerationen verhindern kann.Wirtschaft im Wandel 13/2001 317
schen Zwischengüter nur zu einem geringen Grad
handelbar sind und dadurch relativ zu den End-
produkten hohe Transportkosten verursachen.16
Schließlich sind – drittens – Agglomerationen
von Unternehmen der gleichen und anderer Bran-
chen für den Informationsaustausch als ein we-
sentliches Element von technologischen Spillovern
vorteilhaft.17 Gleiches gilt für die räumliche Nähe
zu Forschungseinrichtungen und Universitäten. We-
gen dieser Mechanismen wird in der Literatur be-
sonders die Bedeutung von Netzwerken für die In-
novationstätigkeit von Unternehmen hervorgeho-
ben. Insoweit ergibt sich die Produktivitätswirkung
zusätzlich indirekt über die Wirkung der Innova-
tionen auf die Leistungskraft der Unternehmen.
Empirische Ergebnisse für die neuen Ländern
Im Folgenden wird auf einer aggregierten Ebene
empirisch untersucht, inwieweit sich regionale
Netzwerkstrukturen in Form von Agglomerationen
in den neuen Ländern bereits herausgebildet ha-
ben. Ausgangspunkt sind dabei die oben ange-
führten theoretischen Überlegungen. Es wird er-
mittelt, ob sich bestimmte Branchen konzentriert in
einer Region angesiedelt haben, wobei – in Anleh-
nung an HENDERSON und VON HAGEN und
HAMMOND18 – ein relatives Konzentrations-Maß
als Indikator herangezogen wird, und zwar der so-
genannte standardisierte Herfindahl-Index. Dieser
gibt an, wie stark der Anteil einer bestimmten
Branche an der Gesamtbeschäftigung eines Stadt-
oder Landkreises vom Durchschnitt19 aller Kreise
abweicht. Ist die (quadrierte) Abweichung sehr
groß, heißt das, dass in dem betreffenden Land-
16 Vgl. darüber hinaus für Modelle des Agglomerationsverhal-
tens bei Vorliegen von unvollständiger Konkurrenz
VENABLES, A. J.: Equilibrium Locations of Vertically
Linked Industries; in: Consorcio de la Zona Franca and
CEPR: The Location of Economic Activity - New Theories
and Evidence, 1994, S. 203-233 und CICCONE; A.; HALL,
R. E.: Productivity and the Density of Economic Activity, in:
American Economic Review. Vol. 86 (1996), S. 54-70,
1996.
17 Vgl. z. B. AUDRETSCH, D. B.; FELDMAN, M. P.: Inno-
vative Clusters and the Industry Life Cycle, in: WZB-
Discussion Papers FS IV 95-7. Berlin, Feb.1995.
18 Vgl. HENDERSON, V.: Marshall’s Scale Economies,
NBER-Working Paper 7358. Cambridge/Massachusetts
1999 und VON HAGEN, J.; HAMMOND, G.: Industrial
Localization – an Empirical Test for Marshallian Localiza-
tion Economies; in: Consorcio de la Zona Franca and
CEPR: The Location of Economic Activity – New Theories
and Evidence, 1994, S. 157-176.
19 In der nachfolgenden empirischen Untersuchung wird hier-
für die Ebene der einzelnen Bundesländer als Referenz-
maßstab herangezogen.
kreis eine starke Spezialisierung auf eine be-
stimmte Branche vorhanden ist. Daraus kann dann
geschlossen werden, dass in dieser Region die nö-
tigen Faktoren und Zwischengüter verfügbar sind,
die eine schwerpunktmäßige Ansiedlung bestimm-
ter Branchen möglich machen.
Im Gegensatz zu bisher vorliegenden empiri-
schen Untersuchungen wird überdies geprüft, ob
auch die für eine Branche relevanten Zwischen-
güter anderer Branchen in einer Region vorhanden
sind.20 Hierzu wurde ermittelt, welchen Anteil die
gewichtete Summe aller für die jeweilige Branche
relevanten Branchen in den einzelnen Landkreisen
hat. Dabei werden als Gewichte die inversen Ko-
effizienten aus der Input-Output-Analyse herange-
zogen. Diese geben ja gerade an, wie viele Ein-
heiten einer Branche für die Produktion einer
Nachfrageeinheit des Endproduktes der gleichen
oder einer anderen Branche nötig sind.
Um die Bedeutung der Agglomeration für die
Produktivität zu ermitteln, wird schließlich unter-
sucht, ob ein positiver Zusammenhang zwischen
der regionalen Konzentration und der in den ein-
zelnen Landkreisen erzielten Produktivität festzu-
stellen ist.21 Dabei muss jedoch beachtet werden,
dass die Produktivität nicht allein von der Höhe
des Agglomerationsgrades abhängig ist; auch an-
dere Faktoren – wie die regionale Spezialisierung
oder eine günstige Ausstattung mit Infrastruktur-
einrichtungen – können für das Produktivitäts-
niveau von Bedeutung sein. Trotz dieser Ein-
schränkungen lassen sich aus der Analyse gleich-
wohl indirekte Schlussfolgerungen darüber ziehen,
inwieweit der Produktivitätsrückstand der ostdeut-
schen Wirtschaft auch von einer möglicherweise
noch geringen Herausbildung von Agglomeratio-
nen abhängig ist.
20 Dadurch kommt die vorliegende Analyse der Theorie näher
als Untersuchungen, die sich lediglich auf die Agglomera-
tion einzelner Branchen konzentrieren.
21 Ein Problem ergibt sich daraus, dass aus datentechnischen
Gründen Produktivitätsniveaus für 1999 approximiert wer-
den. Für die alten Länder wurde dazu die vertretbare An-
nahme getroffen, dass sich die Produktivität in den einzelnen
Landkreisen zwischen 1996 und 1999 in gleicher Weise ver-
ändert hat wie diejenige des betreffenden Bundeslandes. Für
die neuen Länder ist diese Annahme allerdings nicht un-
problematisch, weil vor allem im Bereich der Industrie von
Umstrukturierungsmaßnahmen ausgegangen werden, die re-
gional unterschiedlich stark produktivitätswirksam geworden
sind. Für die neuen Länder wurde daher unterstellt, dass sich
die Arbeitsproduktivität eines Kreises im genannten Zeit-
raum im Verhältnis zu derjenigen des Landes genauso ver-
ändert hat, wie das entsprechende Verhältnis der Umsatz-
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Geringere regionale Spezialisierung in den neuen
Ländern
Beschränkt man sich zunächst auf die den Netz-
werken zugrundeliegenden Agglomerationsvorteile,
lassen die empirischen Ergebnisse durchaus einen
Erklärungsgehalt für die Produktivitätsunterschiede
zwischen neuen und den alten Ländern vermuten.
Wie die Tabelle zeigt, weisen die Landkreise in
den Bundesländern Ostdeutschlands durchweg
eine breitere Streuung von Branchen auf als dieje-
nigen in den Ländern Westdeutschlands. Die Kon-
zentrationswerte liegen in allen neuen Ländern we-
sentlich niedriger als in den alten Ländern. Das
deutet zunächst einmal nicht darauf hin, dass sich
bestimmte Regionen auf einzelne Branchen kon-
zentriert haben, sich also regionale Netzwerke von
Branchen herausgebildet haben.
Tabelle:
Spezialisierung in den Kreisen nach Bundeslän-


























a Ohne Berücksichtigung der Lieferverflechtung. –
b Gewichtung mit
den Koeffizienten der Input-Output-Analyse.
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit zu den Sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten, nach Kreisen und Branchen,
Einteilung nach der WZ93, 1999; Statistisches Bun-
desamt: Input-Output-Tabelle 1995, Berechnungen
des IWH.
Zwar mag eingewandt werden, dass sich in den
einzelnen Kreisen sehr wohl Konzentration zeige,
die sich jedoch insgesamt über alle Kreise dieses
Landes hinweg nicht durchschlage, weil sie durch
eine sehr geringe Ballung in den übrigen Kreisen
überkompensiert wird. So weist zum Beispiel
Sachsen nur eine relativ geringe Konzentration
auf, obwohl hier mit Zwickau und Hoyerswerda
zwei Kreise mit einer starken ausgeprägten bran-
chenmäßigen Spezialisierung vorhanden sind. Ins-
gesamt betrachtet spricht jedoch mehr gegen eine
solche These. Zudem lässt sich die Konzentration
in westdeutschen Landkreisen zumeist eindeutig
auf einige wenige Branchen zurückführen, wäh-
rend dies in Ostdeutschland in aller Regel nicht
möglich ist.
Trotz einer breiten regionalen Streuung der
Branchen können sich jedoch dann Netzwerke her-
ausgebildet haben, wenn die verschiedenen Bran-
chen jeweils relevante Zuliefer- und Abnehmer-
firmen einer in einer Region vergleichsweise stark
vertretenen Branche sind. Den Ergebnissen in der
zweiten Spalte der Tabelle zufolge kann jedoch
auch unter Berücksichtigung von Lieferverflech-
tungen nicht darauf geschlossen werden, dass sich
in Ostdeutschland schon derartige Netzwerke in
großer Zahl herausgebildet hätten. Zwar steigen
die Konzentrationsindizes durchweg an. Auffal-
lend ist auch, dass nun für Sachsen das höchste
Konzentrationsmaß ermittelt wird. Letzteres mag
als Indiz dafür gesehen werden, dass sich z. B. um
die Werke in Zwickau und Dresden eine Netz-
werkstruktur herausbildet, wie sie auch in west-
deutschen Agglomerationszentren häufig anzutref-
fen ist. Zusätzliche Rechnungen zeigen nämlich,
dass gerade die für die hohen Konzentrationszah-
len in Sachsen verantwortlichen Industrien Kraft-
fahrzeugbau und Herstellung von EDV-Geräten
sich hier schon ähnlich konzentriert angesiedelt
haben wie in Westdeutschland. Trotzdem kann
selbst im Falle Sachsens angesichts des absolut
immer noch recht niedrigen Wertes nicht davon
ausgegangen werden, dass sich regionale Speziali-
sierungsmuster schon in allen Regionen des Lan-
des in gleicher Weise herausgebildet hätten wie in
Westdeutschland.
Agglomerationsgrad und Produktivitätsniveau
Betrachtet man nun den Zusammenhang zwischen
Produktivitätsniveau und Agglomerationsgrad, so
ist für die neuen Länder ein Zusammenhang zwi-
schen beiden Größen nicht zu erkennen (vgl. Ab-
bildung 1).22 Dies rührt vor allem daher, dass nicht
22 Barjak kommt in einer etwas anders gearteten Analyse
allerdings zu dem Ergebnis, dass ostdeutsche Regions-
cluster, die eine relativ hohe Dichte aufweisen, auch höhere
Umsatzproduktivitäten erzielen, als Regionscluster mit ge-Wirtschaft im Wandel 13/2001 319
Abbildung 1:
Konzentration

























Kreise - geordnet nach Konzentrationsgrad




a und Produktivität Westdeutschland
1999


















Kreise - geordnet nach Konzentrationsgrad
in 1 000 DM in Punkten
IWH
a Unter Berücksichtigung von Lieferverflechtungen
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit zu den Sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten, nach Kreisen und Branchen,
Einteilung nach der WZ93, 1999; Statistisches Bun-
desamt: Input-Output-Tabelle 1995; Daten der IWH-
Regionaldatenbank zu Umsätzen und Beschäftigten
im Verarbeitenden Gewerbe auf Kreisebene, 1996
und 1999, Berechnungen des IWH.
nur die Tatsache ‚Agglomeration‘ an sich entschei-
dend ist, sondern dass auch die konkrete Branche
betrachtet werden muss, auf die die einzelnen
ringer Dichte. Vgl. BARJAK, F.: Differences in the eco-
nomic capability of regions – a typology for East Germany
and Poland, IWH-Diskussionspapiere Nr. 121, 2000.
Kreise spezialisiert sind. So können im regionalen
Vergleich nur diejenigen Agglomerationszentren
auch produktiver sein, in denen sich vor allem
produktive Branchen niedergelassen haben.
Abbildung 2 für den Fall der alten Ländern
deutet demgegenüber darauf hin, dass das Produk-
tivitätsniveau dann mit zunehmender Konzentra-
tion steigt, wenn die Konzentration ein bestimmtes
kritisches Niveau übersteigt. Ein erstes Anzeichen
dafür ist, dass mit zunehmender Konzentration (in
etwa ab einem Konzentrationswert von 40 Punk-
ten) in der Tendenz deutlich höhere Produktivitä-
ten erzielt werden als bei niedrigen Werten für die
Konzentration. Noch deutlicher wird der positive
Zusammenhang zwischen regionaler Konzentra-
tion und Produktivitätsniveau ab einem Wert von
etwa 60 Punkten. Von da an zeigt sich ein steigen-
der Trend sowohl des Konzentrationsmaßes als
auch der Produktivität. Dagegen ergab sich auch
für die alten Länder für Kreise mit unterdurch-
schnittlicher Agglomeration derselbe fehlende
Gleichlauf zwischen regionaler Konzentration und
Produktivität, wie er für die neuen Länder durch-
weg festgestellt wurde. Hieraus lässt sich schluss-
folgern, dass auch ein Mangel an regionaler Spe-
zialisierung ein höheres Produktivitätsniveau in
den neuen Ländern verhindern dürfte. So wird der
nach westdeutscher Erfahrung kritische Wert, von
dem an ein Zusammenhang zwischen Produktivität
und Konzentrationsgrad überhaupt festzustellen
ist, in Ostdeutschland derzeit noch nicht erreicht.
Mit Blick auf die Chancen Ostdeutschlands,
schon bald ein Westdeutschland vergleichbares
Produktivitätsniveau zu erreichen, sind diese Er-
gebnisse sicherlich ernüchternd. Die Herausbil-
dung von Unternehmensagglomerationen kann
sich über lange Zeit hinziehen – Pfadabhängigkei-
ten können dies entsprechend der neuen Wachs-
tumstheorie sogar ganz unterbinden. Gleichwohl
besteht Hoffnung, dass sich auch in den neuen
Ländern Agglomerationen von Unternehmen und
damit regionale Netzwerkstrukturen bilden wer-
den, die dann auch Produktivitätsgewinne erlau-
ben. Gewissen Grund für Optimismus geben nach
den vorliegenden Ergebnissen die erfolgten An-
siedlungen westlicher Großunternehmen, die in
aller Regel Zulieferer mit sich ziehen und mittel-
fristig auch die regionale Wirtschaft in ihre Netz-
werke mit einbinden können. Kurzfristig und flä-
chendeckend wird sich dies aber wohl nicht errei-
chen lassen.
Anita Wölfl (anita.woelfl@oecd.org)
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Beschäftigung im Umweltschutzsektor Ostdeutschlands – eine Analyse auf
der Basis des IAB-Betriebspanels
Im Zuge der Restrukturierung der ostdeutschen
Wirtschaft hat sich in den neuen Ländern mit dem
Umweltschutzsektor eine nahezu neue Branche
herausgebildet. Nach Hochrechnungen des IWH
waren im Jahr 1999 etwa 182 000 Personen in der
Produktion von Umweltschutzgütern und -dienst-
leistungen tätig. Das sind etwa 3,1% der Gesamt-
beschäftigten aller Betriebe des IAB-Panels, d. h.
der Umweltschutz- und übrigen Anbieter.
Die Mitte 1999 geäußerten Erwartungen der
Betriebe, die Schlüsse zur Richtung, nicht aber zum
Ausmaß von Veränderungen des Personalbestan-
des zulassen, deuten mittelfristig eher auf eine Zu-
als eine Abnahme der umweltschutzbedingten Be-
schäftigung hin. Das lässt sich zum einen mit noch
zu bewältigendem Nachholbedarf im Umweltschutz
erklären, etwa in der öffentlichen Entsorgungsinf-
rastruktur. Zum anderen spielen neue, an Bedeu-
tung gewinnende Aufgaben eine Rolle, so im Klima-
schutz. Nach den Einschätzungen der Betriebe
wird die Beschäftigungszunahme vor allem von
den Umweltschutzdienstleistungen getragen.
Problemstellung und Analysemethodik
Anfang der neunziger Jahre lag die Umweltqualität
in den neuen Ländern weit unter dem westdeut-
schen Niveau.23 Zugleich wurden mit der deut-
schen Einheit anspruchsvollere Schutzstandards
der Bundesrepublik Deutschland und der Europäi-
schen Union übernommen, sodass neue Anlagen
nach den nun geltenden Normen zu errichten und
Altanlagen nach Übergangsfristen umwelttech-
nisch nachzurüsten oder stillzulegen waren. Daher
bestand hoher Nachholbedarf im Umweltschutz.
Parallel hierzu setzte ein wettbewerblicher Re-
strukturierungsprozess der Wirtschaft ein, in dem
ostdeutsche Firmen neue Märkte erschließen
mussten. Dafür bot sich auch der Umweltschutz
an, bei dem eine wachsende Nachfrage zu erwarten
war. Vorteile sahen ostdeutsche Firmen überdies in
der Marktnähe, im Wissen über die örtliche Um-
weltsituation, in umweltschutznahen Produktions-
profilen und im verfügbaren Fachpersonal. Es be-
stand die Hoffnung, dass in Ostdeutschland eine
neue beschäftigungsrelevante Wirtschaftsbranche
entsteht. Indes ist ein beträchtlicher Teil des Nach-
23 Vgl. HENTRICH, S.; KOMAR, W.; WEISHEIMER, M.:
Zehn Jahre ökologischer Aufbauprozess in den neuen Län-
dern, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 16/2000, S. 477 ff.
holbedarfs im Umweltschutz bewältigt, worauf
u. a. die seit 1994/1995 abnehmenden Umwelt-
schutzinvestitionen hinweisen. So dürfte die damit
verbundene Beschäftigung eher gesunken als
gestiegen sein. Vor diesem Hintergrund wird ana-
lysiert, welche Dimension die Umweltbeschäfti-
gung nunmehr besitzt und welche Perspektiven ihr
eingeräumt werden können.24
Analysebasis bilden Daten von Betrieben, Ein-
richtungen und Dienststellen (im Weiteren: Be-
triebe) des Panels des Institutes für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB). Das IAB-Panel stellt
eine repräsentative Stichprobe von Betrieben mit
sozialversicherten Beschäftigten dar, die 1999 für
Ostdeutschland (Westdeutschland) 5 335 (4 427)
Fälle umfasst und Hochrechnungen auf die Anzahl
der Betriebe bzw. Beschäftigten ermöglicht. Die
Erhebung enthält auch Fragen über das Angebot
von Umweltschutzgütern und -diensten nach
Schutzbereichen. Das erlaubt differenzierte um-
weltschutzbezogene Analysen von Wirtschaftsakti-
vitäten. Die Umfrage wird nicht auf Betriebe be-
schränkt, die sich in Branchenverzeichnissen als
Umweltschutzanbieter ausweisen. Solche Register
sind oft nicht aktuell, weil sie Newcomer zeitlich
verzögert erfassen oder weil Firmen sich nicht als
Umweltschutzanbieter deklarieren. Das Letztere
dürfte vor allem für die Hersteller vielseitig ver-
wendbarer Produkte (Multi-Purpose-Produkte)
gelten, die sowohl für den Umweltschutz als auch
für andere Zwecke verwendet werden können, wie
Pumpen, Mess- und Regeltechnik. Freilich kann in
der IAB-Erhebung nicht ausgeschlossen werden,
dass besagte Produzenten keine Angaben zum
Umweltschutzangebot machen. Das Panel enthält
aber Firmen mit weniger als 20 Beschäftigte, so-
dass auch Betriebe einbezogen sind, die in der
amtlichen Statistik nicht ausgewiesen werden und
die im Umweltschutzsektor dominieren.25
Die Schätzung der Umweltbeschäftigten basiert
auf den Umweltschutzanteil am Gesamtgeschäfts-
volumen der Firmen.26 Mit dieser Quote lassen
sich die Umweltbeschäftigen anteilig berechnen.27
24 Zur detaillierten Studie vgl. KOMAR, W.: Beschäftigung
und Umweltschutz in Ostdeutschland – Stand und Per-
spektiven, in: IWH-Diskussionspapiere Nr. 148.
25 In 8% der Fälle waren nur bis zu 20 Beschäftigte tätig.
26 Das Geschäftsvolumen ist zu 90% aller Fälle der Umsatz
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Tabelle 1:
Umweltbeschäftigte in ostdeutschen Betrieben
- Hochrechung für Mitte 1999 -
Umweltbeschäftigte (UB) UB zu Gesamtbeschäftigte
Personen UB-Anteile in % an aller Betriebe des Panels
Deutschland den neue Ländern %
Berlin-Ost 9 127 1,0 5,0 2,1
Brandenburg 35 595 3,9 19,6 3,6
Mecklenburg-Vorpommern 23 730 2,6 13,1 3,4
Sachsen 45 634 5,0 25,1 2,6
Sachsen-Anhalt 29 206 3,2 16,1 2,9
Thüringen 38 333 4,2 21,1 3,9
Neue Länder 181 624 19,9 100,0 3,1
Alte Länder 731 060 80,1 - 2,6
Deutschland 912 684 100,0 - 2,7
Quelle: IAB-Betriebspanel 1999, Berechungen des IWH.
Umfang der Umweltbeschäftigung
In Ostdeutschland waren 1999 schätzungsweise
181 600 Personen in der Produktion von Umwelt-
schutzgütern und -diensten tätig (vgl. Tabelle 1).28
Hierbei ist zu beachten, dass für 13% der Betriebe
keine Umweltbeschäftigten berechnet werden
konnten. Diese wiesen sich zwar als Umwelt-
schutzanbieter aus, gaben aber nicht die für die Be-
rechnungen benötigten Umweltschutzgeschäftsan-
teile an. Daher stellt die ermittelte Beschäftigten-
1% die Beitragssumme (von Versicherungen) und zu 8%
das Haushaltsvolumen (von Gebietskörperschaften).
27 Vgl. HORBACH, J.; BLIEN, U.; VON HAUFF, M.: Be-
schäftigung im Umweltschutzsektor in Deutschland, in:
IWH-Diskussionspapiere Nr. 132, S. 13. Dabei wird unter-
stellt, dass die Arbeitsproduktivität der Umweltschutzgü-
terproduktion etwa der der Gesamtproduktion entspricht.
Das dürfte für Betriebe, die überwiegend bzw. nur für den
Umweltschutzmarkt produzieren, und für Hersteller von
Multi-Purpose-Produkten weitgehend gelten. Das ist zwar
plausibel, lässt sich aber mit den verfügbaren Daten nicht
überprüfen, weil die Umweltschutzgüterproduktion nicht
originär, sondern nur mit den gleichen Quoten wie bei den
Umweltbeschäftigten ermittelt werden kann. Daher sind die
Arbeitsproduktivitäten der Umweltschutzgüterproduktion
und der Gesamtproduktion rechnerisch identisch.
28 Nach Angaben des Umweltbundesamtes (UBA) waren
1998 in Deutschland etwa 1,37 Mio. Personen bzw. 3,6%
aller Beschäftigten im Umweltschutz tätig. Vgl. UBA: Jah-
resbericht. Berlin 2001, S. 44. Die Ergebnisse basieren zum
Teil auf einen nachfragebezogenen Analyseansatz. Dieser
methodische Unterschied ist beim Vergleich der Beschäf-
tigtenzahl zu berücksichtigen. Ähnliches gilt bei Verglei-
chen mit früheren Studien, so für: DIW; ifo; IWH; RWI:
Aktualisierte Berechnung der umweltinduzierten Beschäf-
tigung in Deutschland. Bonn 1996 sowie BLAZEJCZAK,
J.; EDLER, D.: Tendenzen der umweltinduzierten Be-
schäftigung in Deutschland, in: DIW-Wochenbericht 9/97.
zahl eine Untergrenze dar. Offenbar sind die Ge-
bietskörperschaften, zu denen u. a. Umweltschutz-
verwaltungen zählen, unterschätzt. Für diesen Be-
reich wurden nur 2 700 Beschäftigte berechnet,
was etwa 1,5% aller Umweltbeschäftigten aus-
macht. Das liegt deutlich unter der vom IWH
durch Befragung für das Jahr 1994 ermittelten
Dimension von 11 700 Personen.29
Zu beachten ist ferner, dass umweltbezogene
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) indes an
Relevanz verloren haben. Im IAB-Panel wird die
diesbezügliche Beschäftigung nicht umweltbezo-
gen, sondern für ABM und Strukturanpassungs-
maßnahmen insgesamt erfasst. Daher können um-
weltrelevante ABM nicht herausgefiltert werden.
Dennoch dürften derartige Beschäftigungseffekte
derzeit noch eine Rolle spielen, aber eine nicht so
große wie in der Mitte der 90er Jahre. Waren 1994
noch 130 000 Personen allein in Ostdeutschland in
Umwelt-ABM tätig, so sind es neueren Schätzun-
gen zufolge, bei denen Doppelzählungen nicht
ausgeschlossen werden konnten, 1998 nur 93 500
Personen in ganz Deutschland.30 Folglich
schwächten sich Arbeitsmarkteffekte umwelt-
schutzbezogener ABM in Ostdeutschland ab.
Struktur der Umweltbeschäftigung
Etwa drei Viertel der Umweltbeschäftigten entfal-
len auf den Kernbereich des Sektors, darunter die
29 Vgl.: HORBACH, J.; KOMAR, W. Beschäftigung durch
Umweltschutz in Deutschland, in: IWH, Wirtschaft im
Wandel 15/1996, S. 9.
30 Vgl. ebenda S. 7 und UBA: a. a. O, S. 44.Wirtschaft im Wandel 13/2001 322
Tabelle 2:
Umweltbeschäftigte und Betriebe nach Umweltschutzgeschäftsanteilen
- Anteile in % -
Betriebsgruppen nach dem Neue Länder Nachrichtlich: Alte Länder
Umweltschutzgeschäftsanteil





Umweltschutzgeschäft überwiegt (UA > 50) 74,6 31,3 75,6 28,9
darunter: reine Umweltschutzanbieter (UA = 100) 51,2 20,8 65,9 20,0
Umweltschutzgeschäft überwiegt nicht (UA ≤ 50) 25,4 68,7 24,4 71,1
darunter: geringes Umweltschutzgeschäft (UA < 25) 15,2 58,3 14,2 61,6
Umweltschutzsektor insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
a UA = Geschäftsvolumen Umweltschutz zu Gesamtgeschäftsvolumen
Quelle: IAB-Betriebspanel 1999, Berechungen des IWH.
Tabelle 3:
Umweltbeschäftigte und Betriebe nach Angebotsschwerpunkten
- Anteile in % -
Angebotsschwerpunkt Neue Länder Nachrichtlich: Alte Länder
(Umweltschutzbereich) Umweltbeschäftigte Betriebe Umweltbeschäftigte Betriebe
Abwasserbehandlung/Gewässerschutz 16,7 10,8 19,3 12,6
Abfallwirtschaft/Recycling 30,6 25,2 26,7 29,5
Luftreinhaltung/Klimaschutz 8,9 17,5 18,0 20,0
Lärmbekämpfung 3,1 4,9 2,0 0,6
Altlastsanierung/Bodenschutz 12,5 10,2 1,5 4,0
Umweltanalytik/Umweltberatung 7,7 11,1 4,0 4,2
Umweltforschung und -entwicklung 1,5 1,2 1,7 0,8
Sonstige Bereiche 19,0 15,2 26,8 21,3
darunter: Analyse-/Mess-/Regeltechnik 6,1 3,9 7,1 7,0
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0
Quelle: IAB-Betriebspanel 1999, Berechungen des IWH.
Hälfte auf „reine“ Umweltschutzanbieter (vgl. Ta-
belle 2). Bei den weniger auf den Umweltschutz
spezialisierten Betrieben macht der entsprechende
Anteil nur 15% aus, obwohl diese zahlenmäßig
deutlich überwiegen (Anteil von 69%). Eine hohe
Arbeitsmarktrelevanz besitzen somit Anbieter, die
ihr Hauptgeschäft im Umweltschutz realisieren.
Betrachtet man die Angebotsschwerpunkte der
Betriebe, so hat der Bereich „Abfallwirtschaft/Re-
cycling“ eine große Bedeutung. Darauf konzentrie-
ren sich allein 31% der Umweltbeschäftigten des
Sektors (vgl. Tabelle 3). Zum einen hat das im
Vergleich zur DDR deutlich angestiegene Sied-
lungsabfallaufkommen in den neuen Ländern den
Aufbau abfallwirtschaftlicher Kapazitäten und ver-
bunden damit die Schaffung neuer Arbeitsplätze
begünstigt. Zum anderen machte sich die Einfüh-
rung und der Ausbau der getrennten Wertstoffer-
fassung in ganz Deutschland bemerkbar. Ferner
wurden Verwertungskapazitäten geschaffen, die in
der DDR keine nennenswerte Rolle spielten, so für
Klärschlämme, Bauabfälle, Elektronikschrott, Alt-
autos, kompostierbare Abfälle usw. Auffällig sind
ferner die hohen Anteile in den Segmenten „Alt-
lastensanierung/Bodenschutz“ und „Umweltanaly-
tik/-beratung“. Hier hat sich der enorme Umwelt-
sanierungsbedarf entsprechend ausgewirkt.
Die Zweigstruktur der Umweltbeschäftigung,
die hier nicht detailliert beschrieben werden soll,
zeigt, dass allein die Hälfte der Umweltbeschäf-
tigten auf die Dienstleistungssektoren Handel,
Verkehr, Nachrichtenübermittlung und Sonstige
Dienstleistungen entfällt. Über alle Zweige hinweg
macht der Beschäftigtenanteil für Umweltschutz-
dienstleistungen in den neuen Ländern ca. 77%, in
Westdeutschland dagegen nur 62% aus.Wirtschaft im Wandel 13/2001 323
Beschäftigungserwartungen der Betriebe
Angesichts des fortgeschritten Standes der Um-
weltsanierung ist zu fragen, welchen Beitrag der
Umweltschutz künftig zur Beschäftigung in den
neuen Ländern leisten kann. Anhaltspunkte hierfür
lassen sich aus den Einschätzungen der Betriebe
über ihre wirtschaftlichen Perspektiven gewinnen.
Betrachtet man die Mitte 1999 geäußerten Erwar-
tungen über die Entwicklung des Personalbestan-
des bis 2004, so zeichnen sich eher günstige Aus-
sichten ab (vgl. Tabelle 4a). Gut die Hälfte schätzt
ein, dass sich der Personalbestand nicht verändern
wird. Zugleich erwarten 33% der Befragten eine
Zu- und nur 13% eine Abnahme. Die positiven
(negativen) Einschätzungen liegen um 5 (4) Pro-
zentpunkte über (unter) den entsprechenden west-
deutschen Werten. Auch im Vergleich zum ost-
und westdeutschen Rest des Panels beurteilen die
Umweltschutzanbieter der neuen Länder die Per-
sonalentwicklung recht optimistisch.
Freilich beziehen sich die Aussagen auf die Ge-
samt- und nicht auf die Umweltbeschäftigten. Zu-
dem kann nur auf die Richtung und nicht auf das
Ausmaß der Entwicklung geschlossen werden.
Auch werden alle Nennungen gleichbedeutsam
betrachtet, unabhängig davon, ob in den Betrieben
viel oder wenig Umweltbeschäftigte tätig sind.
Tiefere Einblicke erhält man, wenn die Erwartun-
gen der Betriebe mit Umweltbeschäftigtenanteilen
gewichtet und nach weiteren Merkmalen analysiert
werden. Dadurch wird ein Bezug zur Umweltbe-
schäftigung hergestellt; Nennungen einer Bewer-
tungsgruppe mit hohem Beschäftigtenanteil erlan-
gen eine größere Relevanz und umgekehrt.31
Durch die Gewichtung erhöhte sich der Saldo
der Beschäftigungserwartungen der Betriebe des
ostdeutschen Umweltschutzsektors von + 19,7%
auf + 27,1% (vgl. Tabelle 4a und 4b). In allen Be-
triebsgruppen sind positive Salden zu verzeichnen,
ein besonders hoher bei Anbietern, die überwie-
gend bzw. ausschließlich auf dem Umweltschutz-
markt agieren. In den alten Ländern trifft das für
Betriebe mit geringem Umweltschutzgeschäftsan-
teil zu, also für Firmen, die weniger von der Um-
weltschutznachfrage abhängen. Die Befunde deu-
ten darauf hin, dass in Ostdeutschland eher um-
weltspezifische und in Westdeutschland eher nicht
umweltspezifische Aspekte eine Rolle spielen. Be-
achtet man zudem die starke Orientierung der Fir-
men in den neuen Ländern auf den heimischen
Markt, könnten hier vorhandene Nachfragepoten-
31 Näheres zur Gewichtung in: KOMAR, W.: a. a. O., S. 18.
ziale bedeutsam sein.32 Aufschlüsse hierzu können
gewonnen werden, wenn man die Beschäftigungs-
erwartungen nach Angebotsschwerpunkten des
Umweltschutzes analysiert und dabei mögliche




In den klassischen meist nachsorgenden Um-
weltschutzfeldern „Abwasserbehandlung/Gewässer-
schutz“, „Abfallwirtschaft/Recycling“ und „Alt-
lastsanierung/Bodenschutz“ weisen die negativen
Erwartungen eher auf eine Normalisierung der Be-
schäftigungslage hin (vgl. Tabelle 5). Offenbar
spielen bei den Einschätzungen der Betriebe der
mittlerweile fortgeschrittene Stand der Umweltsa-
nierung und die in diesen Bereichen seit Mitte der
neunziger Jahre rückläufigen Umweltschutzinves-
titionen eine wichtige Rolle.
In Ostdeutschland stiegen die Umweltschutzin-
vestitionen des Produzierenden Gewerbes von
1991 zu 1994 nachholbedingt auf etwa das 3,7-fa-
che an; sanken danach erheblich und liegen mitt-
lerweile etwa auf dem Niveau von 1991. Ein ähn-
liches Verlaufsmuster ist bei kommunalen Investi-
tionen in die öffentliche Entsorgungsinfrastruktur
zu beobachten. So kann der Investitionsrückgang
ein Indiz für den Abbau nachholbedingter Um-
weltschutznachfrage in den neuen Ländern sein.
Das würde bedeuten, dass sich damit verbundene
Beschäftigungseffekte abschwächen.
Derartige Entwicklungen lassen sich für die
gewerbliche Wirtschaft nachvollziehen, die indes
weitgehend die technischen Voraussetzungen zur
Erfüllung der geltenden Umweltschutznormen ge-
schaffen hat. Das kann am Umweltschutzkapital-
stock je Erwerbstätigen und am Anteil der Um-
weltschutzinvestitionen an den Gesamtinvestitio-
nen festgemacht werden. Nach IWH-Schätzung lag
die spezifische Ausstattung mit Umweltschutzka-
pital 1996 bei ca. 87% des westdeutschen Niveaus;
sie dürfte sich inzwischen weiter erhöht haben.33
Der Umweltschutzanteil an den Gesamtinvestitio-
nen stieg nachholbedingt von 6,6% (1991) auf
14,5% (1994) an, ging danach spürbar zurück und
lag am aktuellen Rand (1997) mit 3,5% nur knapp
über dem westdeutschen Wert von 2,8%.
32 1999 wurden etwa 79% des Umweltschutzumsatzes in den
neuen Ländern und nur 6% im Ausland erzielt.
33 Vgl. HENTRICH, S.; KOMAR, W.; WEISHEIMER, M.,
a. a. O, S. 478.Wirtschaft im Wandel 13/2001 324
Tabelle 4:
Erwartete Personalentwicklung der Betriebe
a) Umweltschutzsektors und übrige Betriebe
- ungewichtete Nennungen in % -
Sektor Region Personalbestand bis 2004 Saldo aus „steigt“
bleibt gleich steigt fällt und „fällt“
Umweltschutzsektor Neue Länder 53,7 33,0 13,3 + 19,7
Alte Länder 55,2 27,5 17,3 + 10,2
Nachrichtlich: Neue Länder 69,2 17,4 13,4 + 4,0
Übrige Betriebe (Rest des Panels) Alte Länder 66,6 23,8 9,7 + 14,1
b) Betriebe des ostdeutschen Umweltschutzsektors
- gewichtete Nennungen in % -
Betriebsgruppe Neue Länder
bleibt gleich steigt fällt Saldo
Nachrichtlich:
Alte Länder Saldo
Umweltschutzgeschäft überwiegt 53,2 42,6 4,2 + 38,4 + 0,9
darunter: reine Umweltschutzanbieter 51,4 43,9 4,7 + 39,1 + 4,5
Umweltschutzgeschäft überwiegt nicht 82,2 11,9 5,9 + 6,0 + 8,5
darunter: geringes Umweltschutzgeschäft 82,6 12,1 5,3 + 6,9 + 7,0
Insgesamt 63,3 31,9 4,8 + 27,1 + 3,2
Quelle: IAB-Betriebspanel 1999, Berechungen des IWH.
Anders ist die Lage in der öffentlichen Abwas-
serentsorgung zu sehen. Trotz des hier noch vor-
handenen hohen Nachholbedarfs fällt der Saldo der
Erwartungen bei dem Schwerpunkt „Abwasserbe-
handlung/Gewässerschutz“ negativ aus. Offenbar
spielen bei den Befragten die seit 1994 rückläufi-
gen öffentlichen Abwasserinvestitionen und die
sehr engen Finanzierungsspielräume ostdeutscher
Kommunen eine größere Rolle als noch vakante
Vorhaben zum Abbau infrastrukturellen Nachhol-
bedarfs. Das betrifft Kanalisationen und die wei-
tergehende Abwasserbehandlung, wo die Richt-
linie der Europäischen Union 91/271/EWG zu er-
füllen ist.Die entsprechenden Investitionen werden
vom ifo Institut bei Kanalisationen (bezogen auf
den Stand 1995) mit 85 Mrd. DM und Kläranlagen
(bezogen auf den Stand 1998) mit 5 Mrd. DM be-
ziffert.34 Auch wenn seither Ausbaufortschritte er-
zielt wurden, dürften noch hohe Ausgaben not-
wendig sein, um eine ordnungsgemäße Entsorgung
zu gewährleisten.35 Dadurch kann temporäre Be-
schäftigung in der Bauphase und neue dauerhafte
im Anlagenbetrieb entstehen.
34 Vgl. ifo: Untersuchungen zum infrastrukturellen Nach-
holbedarf der neuen Ländern. München 2000, S. 109.
35 1998 lag der Anschlussgrad an Kanalisationen zur Abwas-
serbehandlung in den neuen (alten) Ländern bei 70 (95)%.
Etwa 21% der ostdeutschen Bevölkerung waren nicht an
Kanalisationen angeschlossen. Von 9% der Bevölkerung
wurde das Abwasser ungeklärt in Gewässer eingeleitet.
Im Abfallbereich können die per saldo negati-
ven Erwartungen der Firmen in den neuen Ländern
hauptsächlich damit erklärt werden, dass das Ab-
fallaufkommen als wichtige Nachfragedetermi-
nante seit 1995 stark rückläufig ist.36 Beschäfti-
gungsimpulse, die durch die Umsetzung der Tech-
nischen Anleitung Siedlungsabfall (TASi) zur
Müllablagerung entstehen können, scheinen bei
den Einschätzungen ostdeutscher Betriebe keine
Rolle zu spielen. Nach den Vorschriften der TASi
ist ab Mitte 2005 nur noch die Deponierung vorbe-
handelten Restmülls zulässig, wozu vor allem in
Ostdeutschland etliche neue Vorbehandlungsanla-
gen zu bauen wären. Durch die damit verbundenen
Umstrukturierungsprozesse kann eine moderate
Beschäftigungszunahme in der Abfallentsorgung
eintreten.37 Dabei dürften die alten Länder vor al-
lem von den durch den Anlagenbau induzierten
zeitweiligen Effekten profitieren, weil sich dort die
Mehrzahl der Produktionsstandorte der Anlagen-
anbieter befindet. Die dauerhaften Effekte im An-
lagenbetrieb müssten sich besonders in Ost-
36 Das Siedlungsabfallaufkommen pro Einwohner, das 1994
bei etwa 650 kg/a lag, nähert sich mittlerweile der west-
deutschen Marke von etwa 500 kg/a.
37 In Deutschland ist mit circa 33 000 Arbeitsplätzen in der
Bauphase und mit 10 000 Arbeitsplätzen in der Betriebs-
phase zu rechnen. Vgl. HENTRICH, S.: Beschäftigungsef-
fekte einer umweltgerechten Entsorgung von Siedlungsab-
fällen, IWH-Diskussionspapiere Nr. 149, S. 16 und 19.Wirtschaft im Wandel 13/2001 325
Tabelle 5:
Erwartete Personalentwicklung nach Angebotsschwerpunkten
- gewichtete Nennungen in % -
Angebotsschwerpunkt Personalbestand bis 2004 Nachrichtlich: Saldo
(Umweltschutzbereich) bleibt gleich steigt fällt Saldo ungewichtete Nennungen
Abwasserbehandlung/Gewässerschutz 77,6 6,2 16,2 - 10,0 - 18,8
Abfallwirtschaft/Recycling 89,0 1,7 9,3 - 7,6 - 11,9
Luftreinhaltung/Klimaschutz 67,2 32,6 0,1 + 32,5 + 32,9
Lärmbekämpfung 28,5 26,4 45,1 - 18,7 + 16,9
Altlastsanierung/Bodenschutz 90,8 3,2 6,0 - 2,9 - 10,7
Umweltanalytik/Umweltberatung 6,7 93,2 0,1 + 93,3 + 70,0
Umweltforschung und -entwicklung 6,2 93,8 0,0 + 93,8 + 92,1
Sonstige Bereiche 82,4 16,0 1,6 + 14,4 + 34,1
darunter: Analyse-/Mess-/Regeltechnik 84,7 11,8 3,5 + 8,3 + 11,7
Insgesamt 63,8 30,5 5,7 + 24,8 + 24,4
Quelle: IAB-Betriebspanel 1999, Berechungen des IWH.
deutschland bemerkbar machen, weil hier der
Hauptteil der neuen Kapazitäten benötigt wird.
Im Sektor "Altlastsanierung" fanden viele Neu-
gründungen von Betrieben und parallel dazu in der
Umweltanalytik und -beratung statt. Diese wurden
u. a. durch zahlreiche Altlastverdachte, mutmaß-
lich hohe Bodenverunreinigungen, vorteilhafte
Haftungsfreistellung von Altlastenschäden und öf-
fentliche Finanzierung begünstigt. Indes zeigen
Erkundungen, dass die Kontaminationen oft nicht
so gravierend sind wie früher angenommen. Ferner
ist zu beachten, dass Altlasten sukzessive nach
Prioritäten der Gefahrenabwehr und Nutzungsopti-
onen saniert werden. Deswegen und wegen der an-
gespannten Lage öffentlicher Haushalte kann jähr-
lich nur ein Teil des insgesamt festgestellten Sanie-
rungsbedarfes realisiert werden. Zudem ist die ar-
beitsintensive Grundsanierung von Industriebra-
chen und stillgelegter Braunkohlereviere vorange-
kommen; nun treten wenig beschäftigungsinten-
sive Vorhaben in den Vordergrund. Das betrifft
u. a. umweltbezogene ABM, die in der Vergangen-
heit eine große Rolle spielten. Angesichts dieser
Umstände dürfte der Altlastensektor künftig nicht
mehr so prosperieren wie in den Vorjahren.
Umweltpolitisch aktuelle Felder: zunehmende
Beschäftigungserwartungen
Die optimistische Bilanz der Erwartungen der
Betriebe mit dem Schwerpunkt Luftreinhaltung/
Klimaschutz dürfte vor allem der wachsenden Be-
deutung des Klimaschutzes und damit verbunde-
nen Aktivitäten geschuldet sein. So hat die Bun-
desregierung eine Reihe von Maßnahmen zur Re-
duzierung klimarelevanter Schadstoffausstöße und
zur Energieeinsparung ergriffen. Danach soll der
Ausbau der erneuerbaren Energien, die Energieer-
zeugung über Kraft-Wärme-Kopplung, die Wär-
medämmung von Gebäuden und der Einsatz ener-
giesparender Technik forciert werden. Hier sehen
die Anbieter entsprechender Produkte und Dienste
günstige Wachstums- und Beschäftigungschancen.
Die Umweltanalytik und -beratung ist oft an
andere Angebote gekoppelt, etwa die Analyse von
Umweltbelastungen bzw. umweltrelevanter Ener-
gieeinsparpotenziale an den Klimaschutz. Wach-
sende komplementäre Felder dürften die Beschäf-
tigung begünstigen und umgekehrt. Daher kann die
Beschäftigungsrelevanz der Umweltanalytik und
-beratung in Verbindung mit klimaschutzbezoge-
nen Energiesparmaßnahmen zunehmen.
Fasst man alle Dienstleistungszweige zu einem
Sektor zusammen, so ergibt die Auswertung der
gewichteten (ungewichteten) Beschäftigungser-
wartungen ein Saldo von etwa +49 (+34) %. Der
Saldo der restlichen Wirtschaftszweige macht hin-
gegen -3 (-11) % aus. Somit dürften die insgesamt
eher optimistischen Beschäftigungsaussichten der
Betriebe des ostdeutschen Umweltschutzsektors
vor allem von den positiven Aussichten bei den
Dienstleistungen getragen werden. Das stimmt mit
Prognosen überein, wonach umweltschutzorien-
tierte Dienste an Relevanz gewinnen werden.38
Walter Komar
kmr@iwh-halle.de
38 Vgl. UBA: a .a. O., S. 46.Wirtschaft im Wandel 13/2001 326
Ostdeutsche Industrie von weltweiter Konjunkturschwäche voll erfasst
Laut IWH-Umfrage hat sich das Geschäftsklima
unter den Industrieunternehmen Ostdeutschlands
im September 2001 weiter abgekühlt. Die laufen-
den Geschäfte werden erneut weniger günstig als
in der vorangegangenen Umfrage beurteilt und der
seit Jahresbeginn zu beobachtende Abwärtstrend
bei den Geschäftsaussichten setzt sich kräftig fort.
Auch im Vergleich zum Vorjahr fallen die Urteile
deutlich schlechter aus. Die allgemeine Konjunk-
turschwäche in Deutschland und der Welt hat da-
mit das ostdeutsche Verarbeitende Gewerbe voll
ergriffen.
Der Saldo aus positiven und negativen Meldun-
gen zur Geschäftslage beträgt 44 Punkte und gab
damit um 5 Punkte gegenüber der Umfrage vom
Juli nach. Im Vergleich zu den Angaben vor Jah-
resfrist liegen die Urteile sogar um 15 Skalen-
punkte niedriger und signalisieren eine deutliche
Tendenzwende im Vergleich zu den Vorjahren
(vgl. Abbildung 1). Die Wertungen rutschten vor
allem in die Grauzonen von „eher gut“ und „eher
schlecht“ ab. Nach wie vor sieht aber mit reichlich
70% der überwiegende Teil der Unternehmen
seine geschäftliche Situation noch in einem günsti-
gen Licht.
Die Einschätzungen der Unternehmen zur Ge-
schäftslage sind zwischen den Konsumgüterher-
stellern und den Produzenten von Investitionsgü-
tern gespalten. Erstere behielten überwiegend ihre
hohe Lageeinschätzung bei, auch wenn die Urteile
der Nahrungsgüterproduzenten etwas weniger op-
timistisch ausfielen als im Juli. Dagegen hat die
nachlassende Investitionstätigkeit in der deutschen
Wirtschaft zu einer deutlichen Verschlechterung
der aktuellen Geschäfte bei den Herstellern von
Ausrüstungsgütern, beispielsweise im Maschinen-
bau geführt. Im Zusammenhang damit, aber auch
infolge der immer noch rückläufigen Baukon-
junktur sanken die Lagebeurteilungen im Vorleis-
tungsgütergewerbe ebenfalls kräftig.
Die Beurteilung der Geschäftsaussichten fällt
sowohl gegenüber der Juliumfrage als auch im
Vergleich zum Vorjahresmonat wesentlich schlech-
ter aus. Die in die künftige Entwicklung gesetzten
Erwartungen gaben gegenüber der vorangegange-
nen Umfrage um 14 Punkte nach. Der Saldo be-
trägt damit 37 Punkte. Gegenüber dem Stand im
Juli des Vorjahres ist der Rückgang mit 24 Punk-
ten drastisch. Der Abwärtstrend hat sich verstärkt.
Besonders stark reduzierten die Hersteller von Vor-
leistungsgütern, darunter insbesondere der Metall-
erzeugung und Herstellung von Metallerzeugnis-
sen sowie der Gewinnung und Verarbeitung von
Steinen und Erden ihre Zuversicht gegenüber der
vorangegangenen Umfrage. Bei der wenig opti-
mistischen Beurteilung im Gebrauchsgütergewerbe
fallen die ungünstigen Zukunftserwartungen der
Möbelbranche in das Gewicht. Einzig im Ver-
brauchsgütergewerbe werden die Geschäftsaus-
sichten überaus optimistisch eingeschätzt.
Bärbel Laschke (lsk@iwh-halle.de)
Abbildung 1: Abbildung 2:
Entwicklung der Geschäftslage Entwicklung der Geschäftsaussichten
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Tabelle 1:
Geschäftslage und Geschäftsaussichten laut IWH-Umfrage in der ostdeutschen Industrie – September 2001
- Vergleich zum Vorjahreszeitraum und zur Vorperiode -































in % der Unternehmen der jeweiligen Gruppe
a
Geschäftslage
Industrie insgesamt 32 26 23 47 49 49 18 19 23 3 6 5 59 49 44
Hauptgruppen
b
Vorleistungsgüter 33 21 19 46 47 45 18 23 29 4 9 7 57 35 29
Investitionsgüter 39 31 28 45 47 46 15 18 20 2 4667 55 48
Ge- und Verbrauchsgüter 27 29 24 51 54 59 22 14 16 1 3155 66 66
dar.: Nahrungsgüter 26 34 24 49 58 66 25 41 00 4050 84 80
Größengruppen
1 bis 49 Beschäftigte 24 19 18 43 37 43 28 31 30 5 13 9 34 13 22
50 bis 249 Beschäftigte 35 26 24 49 56 49 14 15 24 2 3368 64 47
250 und mehr Beschäftigte 38 30 22 43 46 56 19 19 19 0 5362 51 56
Statusgruppen
Privatisierte Unternehmen 30 27 23 50 49 50 18 18 23 3 5459 53 47
darunter:
Westdt./ausl. Investoren 29 25 25 51 50 50 19 20 20 1 5560 50 50
Management-Buy-Outs 23 18 25 62 59 42 11 19 31 4 5270 53 35
Reprivatisierer 29 30 22 40 47 51 23 18 22 8 5438 54 47
Neugründungen 44 20 21 36 48 49 19 23 23 1 9760 37 39
Geschäftsaussichten
Industrie insgesamt 29 23 20 52 53 49 17 20 27 3 4 5 61 51 37
Hauptgruppen
b
Vorleistungsgüter 27 21 18 51 49 41 17 23 34 5 7 8 57 41 18
Investitionsgüter 35 20 22 46 52 45 20 23 27 0 4 6 61 46 33
Ge- und Verbrauchsgüter 26 26 21 57 59 64 16 14 15 2 1 1 66 70 69
dar.: Nahrungsgüter 24 31 22 59 51 61 15 18 17 2 0 0 65 65 66
Größengruppen
1 bis 49 Beschäftigte 25 18 15 42 42 38 24 31 36 8 9 11 35 20 5
50 bis 249 Beschäftigte 28 24 21 55 58 52 16 17 23 1 1 3 66 63 48
250 und mehr Beschäftigte 38 19 19 46 53 50 16 19 28 0 6 3 68 50 38
Statusgruppen
Privatisierte Unternehmen 27 24 22 55 54 48 15 20 27 3 3 4 64 55 39
darunter:
Westdt./ausl. Investoren 23 23 21 61 57 52 15 17 23 1 3469 60 45
Management-Buy-Outs 24 17 26 61 52 38 14 30 33 1 1371 38 27
Reprivatisierer 24 28 21 44 41 28 24 28 47 8 3435 38 -2
Neugründungen 39 18 14 37 50 51 21 24 27 3 8852 36 29
aSumme der Wertungen je Umfrage gleich 100 - Ergebnisse gerundet, Angaben für September 2001 vorläufig. –
b Die Klassifikation der
Hauptgruppen wurde der Wirtschaftszweigsystematik 93 angepasst.
Quelle: IWH-Industrieumfragen.